
NOCH NICHT IN KRAFT

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europaischen Parlaments und des 
Rates  uber  die  Barrierefreiheitsanforderungen  fur  Produkte  und  Dienstleistungen  - 
Barrierefreiheitsstarkungsgesetz (BFSG)

Abschnitt 1 

Zweck, Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 

§1 Zweck und Anwendungsbereich 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, im Interesse der Verbraucher und Nutzer die Barrierefreiheit von Produkten und  
Dienstleistungen nach Maßgabe der folgenden Vorschriften zu gewahrleisten. Dadurch wird fur Menschen mit  
Behinderungen  ihr  Recht  auf  Teilhabe  am  Leben  in  der  Gesellschaft  gestarkt  und  der  Harmonisierung  des 
Binnenmarktes Rechnung getragen. 

(2) Dieses Gesetz gilt fur folgende Produkte, die nach dem 28. Juni 2025 in den Verkehr gebracht werden: 

1. Hardwaresysteme fur  Universalrechner  fur  Verbraucher  einschließlich der  fur  diese Hardwaresysteme 
bestimmte Betriebssysteme; 

2. die folgenden Selbstbedienungsterminals: 

a) Zahlungsterminals und zu diesen gehörige Hardware und Software; 

b) die folgenden Selbstbedienungsterminals, die zur Erbringung der unter dieses Gesetz fallenden 
Dienstleistungen bestimmt sind: 

aa) Geldautomaten; 

bb) Fahrausweisautomaten; 

cc) Check-in-Automaten; 

dd) interaktive Selbstbedienungsterminals zur Bereitstellung von Informationen, 
mit Ausnahme von Terminals, die als integrierte Bestandteile von Fahrzeugen, 
Luftfahrzeugen, Schiffen oder Schienenfahrzeugen eingebaut sind; 

3. Verbraucherendgerate mit interaktivem Leistungsumfang, die fur Telekommunikationsdienste verwendet 
werden; 

4. Verbraucherendgerate  mit  interaktivem  Leistungsumfang,  die  fur  den  Zugang  zu  audiovisuellen 
Mediendiensten verwendet werden, und 

5. E-Book-Lesegerate. 

(3) Dieses Gesetz gilt fur folgende Dienstleistungen, die fur Verbraucher nach dem 28. Juni 2025 erbracht werden: 

1. Telekommunikationsdienste mit Ausnahme von Ubertragungsdiensten zur Bereitstellung von Diensten 
der Maschine-Maschine-Kommunikation; 

2. folgende Elemente von Personenbeförderungsdiensten im Luft-, Bus-, Schienen- und Schiffsverkehr mit 
Ausnahme von Stadt-, Vorort- und Regionalverkehrsdiensten, fur die nur die Elemente unter Buchstabe e 
gelten: 

a)  Webseiten; 

b)  auf Mobilgeraten angebotene Dienstleistungen, einschließlich mobiler Anwendungen; 

c)  elektronische Tickets und elektronische Ticketdienste; 

d)  die Bereitstellung von Informationen in Bezug auf den Verkehrsdienst, einschließlich Reise-
informationen in Echtzeit, bei Informationsbildschirmen allerdings nur dann, wenn es sich um 
interaktive Bildschirme im Hoheitsgebiet der Europaischen Union handelt, und 

e) interaktive Selbstbedienungsterminals im Hoheitsgebiet der Europaischen Union, 
mit Ausnahme der Terminals, die als integrierte Bestandteile von Fahrzeugen, Luft-



fahrzeugen, Schiffen und Schienenfahrzeugen eingebaut sind und fur die Erbringung 
gung von solchen Personenbeförderungsdiensten verwendet werden; 

3. Bankdienstleistungen fur Verbraucher; 

4. E-Books und hierfur bestimmte Software und 

5. Dienstleistungen im elektronischen Geschaftsver- kehr. 

(4) Dieses Gesetz gilt nicht fur den folgenden Inhalt von Webseiten und mobilen Anwendungen: 

1. aufgezeichnete zeitbasierte Medien, die vor dem 28. Juni 2025 veröffentlicht wurden; 

2. Dateiformate von Buro-Anwendungen, die vor dem 28. Juni 2025 veröffentlicht wurden; 

3.  Online-Karten  und  Kartendienste,  sofern  bei  Karten  fur  Navigationszwecke  wesentliche  Informationen 
barrierefrei zuganglich in digitaler Form bereitgestellt werden; 

4. Inhalte von Dritten, die von dem betreffenden Wirtschaftsakteur weder finanziert noch entwickelt werden noch 
dessen Kontrolle unterliegen; 

5. Inhalte von Webseiten und mobilen Anwendungen, die als Archive gelten, da ihre Inhalte nach dem 28. Juni 
2025 weder aktualisiert noch uberarbeitet werden. 

(5)  Die §§ 45a bis 45d und 95a bis 96 des Urheberrechtsgesetzes und die Verordnung (EU) 2017/ 1563 des 
Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2017 uber den grenzuberschreitenden Austausch von 
Vervielfaltigungsstucken bestimmter urheberrechtlich oder durch verwandte Schutzrechte geschutzter Werke und 
sonstiger Schutzgegenstande in einem barrierefreien Format zwischen der Europaischen Union und Drittlandern 
zugunsten blinder, sehbehinderter oder anderweitig lesebehinderter Personen (ABl. L 242 vom 20.9.2017, S. 1) 
bleiben von diesem Gesetz unberuhrt. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind 

1.  „Menschen  mit  Behinderungen“  Menschen,  die  langfristige  körperliche,  seelische,  geistige  oder  Sinnes-
beeintrachtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können; als langfristig gilt ein Zeitraum, der mit hoher  
Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate andauert; 

2. „Produkt“ ein Stoff, eine Zubereitung oder eine Ware, der oder die durch einen Fertigungsprozess hergestellt 
worden ist, mit Ausnahme von Lebensmitteln, Futtermitteln, lebenden Pflanzen und Tieren, Erzeugnissen mensch-
lichen Ursprungs und Erzeugnissen von Pflanzen und Tieren, die unmittelbar mit ihrer kunftigen Reproduktion 
zusammenhangen; 

3.  „Dienstleistung“  eine  Dienstleistung  im Sinne  des  Artikels  4  Nummer  1  der  Richtlinie  2006/123/EG des 
Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 uber Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 
376 vom 27.12.2006, S. 36); 

4. „Dienstleistungserbringer“ jede naturliche oder juristische Person oder rechtsfahige Personengesellschaft, die  
auf dem Unionsmarkt eine Dienstleistung fur Verbraucher erbringt oder anbietet, eine solche Dienstleistung zu 
erbringen; 

5.  „audiovisuelle  Mediendienste“  Dienste  im  Sinne  des  Artikels  1  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Richtlinie 
2010/13/EU des  Europaischen Parlaments und des Rates  vom 10.  Marz  2010 zur  Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten uber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste 
(ABl. L 95 vom 15.4.2010, S. 1; L 263 vom 6.10.2010, S. 15), die durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 des  
Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. November 2018 (ABl. L 303 vom 28.11.2018, S. 69) geandert  
worden ist; 

6.  „Verbraucherendgerate  mit  interaktivem Leistungsumfang,  die  fur  den  Zugang  zu  audiovisuellen  Medien-
diensten verwendet werden“ Gerate fur Verbraucher mit interaktivem Leistungsumfang, deren Hauptzweck es ist,  
Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten zu bieten; 

7. „Telekommunikationsdienste" ein Telekommunikationsdienst im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie 
(EU) 2018/1972 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 uber den europaischen  
Kodex fur die elektronische Kommunikation (ABl. L 321 vom 17.12.2018, S. 36; L 334 vom 27.12.2019, S. 164); 

8.  „Text  in  Echtzeit“  eine  Form der  textbasierten  Kommunikation  in  Punkt-zu-Punkt-Verbindungen oder  bei  



Mehrpunktverbindungen, wobei der eingegebene Text so versendet wird, dass die Kommunikation vom Nutzer 
Zeichen fur Zeichen als kontinuierlich wahrgenommen wird; 

9. „Bereitstellung auf dem Markt“ jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Produkts zum Vertrieb, zum 
Gebrauch oder zum Verbrauch auf dem Unionsmarkt im Rahmen einer Geschaftstatigkeit; 

10. „Inverkehrbringen“ die erstmalige Bereitstellung eines Produkts auf dem Unionsmarkt; 

11. „Hersteller“ jede naturliche oder juristische Person oder rechtsfahige Personengesellschaft, die ein Produkt 
herstellt oder entwickeln oder herstellen lasst und dieses Produkt unter ihrem eigenen Namen oder ihrer eigenen  
Marke vermarktet; 

12.  „Bevollmachtigter“  jede  in  der  Europaischen  Union  ansassige  naturliche  oder  juristische  Person  oder  
rechtsfahige  Personengesellschaft,  die  von  einem  Hersteller  schriftlich  beauftragt  wurde,  in  seinem  Namen 
bestimmte Aufgaben wahrzunehmen; 

13. „Einfuhrer“ jede in der Europaischen Union ansassige naturliche oder juristische Person oder rechtsfahige  
Personengesellschaft, die ein Produkt aus einem Drittstaat auf dem Unionsmarkt in den Verkehr bringt; 

14. „Handler“ jede naturliche oder juristische Person oder rechtsfahige Personengesellschaft in der Lieferkette, die 
ein Produkt auf dem Markt bereitstellt, mit Ausnahme des Herstellers oder des Einfuhrers; 

15. „Wirtschaftsakteur“ ein Hersteller, Bevollmachtigter, Einfuhrer, Handler oder Dienstleistungserbringer; 

16. „Verbraucher“ jede naturliche Person, die ein unter dieses Gesetz fallendes Produkt oder eine unter dieses  
Gesetz fallende Dienstleistung zu Zwecken kauft oder empfangt, die uberwiegend weder ihrer gewerblichen noch 
ihrer selbstandigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet werden können; 

17. „Kleinstunternehmen“ ein Unternehmen, das weniger als zehn Personen beschaftigt und das entweder einen 
Jahresumsatz  von  höchstens  2  Millionen  Euro  erzielt  oder  dessen  Jahresbilanzsumme  sich  auf  höchstens  2 
Millionen Euro belauft; 

18.  „kleine  und  mittlere  Unternehmen“  Unternehmen,  die  weniger  als  250  Personen  beschaftigen  und  die  
entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Millionen Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf 
höchstens 43 Millionen Euro belauft, mit Ausnahme von Kleinstunternehmen; 

19.  „harmonisierte  Norm“  eine  harmonisierte  Norm  im  Sinne  des  Artikels  2  Nummer  1  Buchstabe  c  der  
Verordnung  (EU)  Nr.  1025/2012  des  Europaischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  25.  Oktober  2012  zur 
europaischen  Normung,  zur  Anderung  der  Richtlinien  89/686/EWG  und  93/15/EWG  des  Rates  sowie  der 
Richtlinien  94/9/EG,  94/25/EG,  95/16/EG,  97/23/EG,  98/34/EG,  2004/22/EG,  2007/23/EG,  2009/23/EG  und 
2009/105/EG des Europaischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Beschlusses 87/95/EWG des 
Rates und des Beschlusses Nr.  1673/2006/EG des Europaischen Parlaments und des Rates (ABl.  L 316 vom 
14.11.2012, S. 12); 

20. „technische Spezifikation“ eine technische Spezifikation im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Verordnung  
(EU)  Nr.  1025/2012,  die  ein  Mittel  zur  Erfullung  der  fur  ein  Produkt  oder  eine  Dienstleistung  geltenden 
Barrierefreiheitsanforderungen darstellt; 

21. „CE-Kennzeichnung“ die Kennzeichnung, durch die der Hersteller erklart, dass das Produkt den geltenden 
Anforderungen  genugt,  die  in  den  Harmonisierungsrechtsvorschriften  der  Europaischen  Union,  die  ihre 
Anbringung vorschreiben, festgelegt sind; 

22.  „Marktuberwachungsbehörde“  jede  Behörde,  die  nach  Landesrecht  fur  die  Durchfuhrung  der  Markt- 
uberwachung zustandig ist; 

23. „Rucknahme“ jede Maßnahme, mit der verhindert werden soll, dass ein Produkt, das sich in der Lieferkette 
befindet, auf dem Markt bereitgestellt wird, oder bewirkt werden soll, dass ein auf dem Markt bereitgestelltes 
Produkt dem Markt wieder entzogen wird; 

24. „Bankdienstleistungen fur Verbraucher“ die Bereitstellung der folgenden Bank- und Finanzdienstleistungen 
fur Verbraucher: 

a)  Kreditvertrage im Sinne der Richtlinie 2008/48/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2008 uber Verbraucherkreditvertrage und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates 
(ABl. L 133 vom 22.5.2008, S. 66), mit der Maßgabe, dass die Höchst-grenze gemaß Artikel 2 Absatz 2  
Buch- stabe c der  Richtlinie 2008/48/EG keine Anwendung findet,  oder Kreditvertrage im Sinne der 
Richtlinie  2014/17/EU  des  Europaischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  4.  Februar  2014  uber  
Wohnimmobilienkreditvertrage  fur  Verbraucher  und  zur  Anderung  der  Richtlinien  2008/48/EG  und 



2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34); 

b)  Dienste gemaß Anhang I Abschnitt A Nummer 1, 2, 4 und 5 und Abschnitt B Nummer 1, 2, 4 und 5  
der Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 uber Markte 
fur Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl.  L 173 
vom 12.6.2014, S. 349; L 74 vom 18.3.2015, S. 38; L 188 vom 13.7.2016, S. 28; L 273 vom 8.10.2016, S. 
35; L 64 vom 10.3.2017, S. 116; L 278 vom 27.10.2017, S. 56), die zuletzt durch die Verordnung (EU)  
2019/2115 (ABl. L 30 vom 11.12.2019, S. 1) geandert worden ist; 

c)  Zahlungsdienste gemaß § 1 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2446), das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 8 des Gesetzes vom 9. Dezem-ber 2020 (BGBl. I S. 
2773) geandert worden ist; 

d)  mit einem Zahlungskonto verbundene Dienste gemaß § 2 Absatz 2 des Zahlungskontengesetzes vom 
11. April 2016 (BGBl. I S. 720), das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 7 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 2773) geandert worden ist und 

e)  E-Geld gemaß § 1 Absatz 2 Satz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes; 

25. „Zahlungsterminal“ ein Gerat, dessen Hauptzweck es ist, Zahlungen mithilfe von Zahlungsinstrumenten im 
Sinne des § 1 Absatz 20 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes an einer physischen Verkaufsstelle vorzunehmen,  
nicht jedoch in einer virtuellen Umgebung; 

26. „Dienstleistungen im elektronischen Geschaftsverkehr“ Dienstleistungen der Telemedien, die uber Webseiten  
und uber Anwendungen auf Mobilgeraten angeboten werden und elektronisch und auf individuelle Anfrage eines 
Verbrauchers im Hinblick auf den Abschluss eines Verbrauchervertrags erbracht werden; 

27. „Personenbeförderungsdienste im Luftverkehr“ gewerbliche Passagierflugdienste gemaß Artikel 2 Buchstabe l 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 uber die Rechte  
von behinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschrankter Mobilitat (ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 1; 
ABl. R 026 vom 26.01.2013, S. 34), wenn von einem Flughafen, der im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats liegt, 
abgeflogen, auf einem solchen angekommen oder ein solcher im Transit benutzt wird; einschließlich Flugen ab 
einem  in  einem  Drittland  gelegenen  Flughafen  zu  einem  im  Hoheitsgebiet  eines  Mitgliedstaats  gelegenen 
Flughafen, wenn diese Dienste von einem Luftfahrtunternehmen aus der Europaischen Union betrieben werden; 

28. „Personenbeförderungsdienste im Busverkehr“ Dienstleistungen, die Gegenstand von Artikel 2 Absatz 1 und 2 
der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 uber die 
Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 55 vom 
28.2.2011, S. 1) sind; 

29. „Personenbeförderungsdienste im Schienenverkehr“ alle Eisenbahnfahrten und -dienstleistungen im Sinne von 
Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Oktober 2007 uber die Rechte und Pflichten der Fahrgaste im Eisenbahnverkehr (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 
14) mit Ausnahme der in Artikel 2 Absatz 2 der genannten Verordnung genannten Dienstleistungen; 

30. „Personenbeförderungsdienste im Schiffsverkehr“ alle Dienstleistungen fur Fahrgaste im Sinne von Artikel 2 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 uber die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsverkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 
2006/2004 (ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 1) mit Ausnahme der in Artikel 2 Absatz 2 der genannten Verordnung 
genannten Dienstleistungen; 

31.  „Stadt-  und  Vorortverkehrsdienste“  Verkehrsdienste  mit  den  Verkehrsmitteln  Eisenbahn,  Bus,  U-Bahn,  
Straßenbahn und Oberleitungsomnibus, deren Hauptzweck es ist, die Verkehrsbedurfnisse eines Stadtgebietes oder 
eines, auch grenzuberschreitenden, Ballungsraumes sowie die Verkehrsbedurf-nisse zwischen einem Stadtgebiet 
oder Ballungsraum und dem Umland abzudecken; 

32. „Regionalverkehrsdienste“ Verkehrsdienste mit den Verkehrsmitteln Eisenbahn, Bus, U-Bahn, Straßenbahn 
und Oberleitungsomnibus, deren Hauptzweck es ist, die Verkehrsbedurfnisse einer, auch grenzuberschreitenden,  
Region abzudecken; 

33. „assistive Technologien“ jedes Element, Gerat oder Produktsystem, einschließlich Software, 

a)   das genutzt wird, um die funktionellen Fahigkeiten von Menschen mit Behinderungen zu erhöhen, 
aufrechtzuerhalten, zu ersetzen oder zu verbessern, oder 

b)   das der Linderung und dem Ausgleich von Behinderungen, Beeintrachtigungen der Aktivitat  oder 
Beeintrachtigungen der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen dient; 



34. „Betriebssystem“ die Software, die unter anderem die Schnittstelle zur peripheren Hardware steuert, Aufgaben 
plant,  Speicherplatz  zuweist  und  dem  Verbraucher  eine  Standardschnittstelle  anzeigt,  wenn  kein  Anwender-
programm  lauft,  einschließlich  einer  grafischen  Nutzerschnittstelle,  unabhangig  davon,  ob  diese  Software  
integraler  Bestandteil  der  Hardware  fur  Universalrechner  fur  Verbraucher  ist  oder  als  externe  Software  zur 
Ausfuhrung auf der Hardware fur Universalrechner fur Verbraucher bestimmt ist; ausgeschlossen sind Lader eines 
Betriebssystems,  ein  BIOS  oder  eine  andere  Firmware,  die  beim  Hochfahren  oder  beim  Installieren  des 
Betriebssystems erforderlich ist; 

35. „Hardwaresystem fur Universalrechner fur Ver- braucher“ die Kombination von Hardware, 

a)   die  einen  vollstandigen  Computer  bildet  und  durch  ihren  Mehrzweckcharakter  und  ihre 
Fahigkeit  gekennzeichnet  ist,  mit  der  geeigneten  Software  die  vom  Verbraucher  geforderten 
ublichen Computeraufgaben durchzufuhren, und 

b)   dazu bestimmt ist, von Verbrauchern bedient zu werden; einschließlich Personal Computer, 
insbesondere Desktops, Notebooks, Smartphones und Tablets; 

36. „interaktiver Leistungsumfang“ die Funktionalitat zur Unterstutzung der Interaktion zwischen Mensch und 
Gerat, um die Verarbeitung und Ubertragung von Daten, Sprache oder Video oder einer beliebigen Kombination 
daraus zu ermöglichen; 

37. „E-Book und hierfur bestimmte Software“ 

a)   einen  Dienst,  der  in  der  Bereitstellung  digitaler  Dateien  besteht,  die  eine  elektronische 
Fassung eines Buches ubermitteln und Zugriff, Blattern, Lekture und Nutzung ermöglichen, und 

b)   die Software,  die speziell  auf Zugriff,  Navigieren, Lekture und Nutzung der betreffenden 
digitalen Dateien ausgelegt ist, einschließlich Dienstleistungen und mobiler Anwendungen, die 
auf Mobilgeraten angeboten werden und ausgenommen Software fur E-Book-Lesegerate nach 
Nummer 38; 

38. „E-Book-Lesegerat“ ein spezielles Gerat, einschließlich Hardware und Software, das fur Zugriff, Navigieren, 
Lekture und Nutzung von E-Book-Dateien verwendet wird; 

39. „elektronische Tickets“ Systeme, in denen eine Fahrberechtigung in Form eines Fahrscheins fur eine einfache  
Fahrt oder mehrere Fahrten, eines Abonnements oder eines Fahrguthabens nicht auf Papier gedruckt wird, sondern 
elektronisch auf einem physischen Fahrausweis oder einem anderen Gerat gespeichert wird; 

40. „elektronische Ticketdienste“ Systeme, in denen Fahrberechtigungen mithilfe eines Gerats mit interaktivem 
Leistungsumfang unter anderem online erworben und dem Kaufer elektronisch ubermittelt werden, damit sie in 
Papierform  ausgedruckt  oder  mithilfe  eines  Gerats  mit  interaktivem  Leistungs-  umfang  wahrend  der  Fahrt  
angezeigt werden können; 

41. „Ingebrauchnahme“ die erstmalige Eröffnung der Nutzungsmöglichkeit eines Selbstbedienungsterminals. 

Abschnitt 2 

Anforderungen an die Barrierefreiheit 

§ 3 Barrierefreiheit, Verordnungsermachtigung 

(1)  Produkte,  die ein Wirtschaftsakteur auf  dem Markt  bereitstellt  und  Dienstleistungen,  die  er  anbietet  oder 
erbringt, mussen barrierefrei sein. Produkte und Dienstleistungen sind barrierefrei, wenn sie fur Menschen mit 
Behinderungen in der allgemein ublichen Weise,  ohne besondere Erschwernis und grundsatzlich ohne fremde 
Hilfe auffindbar, zuganglich und nutzbar sind. Die konkreten Anforderungen an die Barrierefreiheit fur Produkte 
und Dienstleistungen nach diesem Absatz richten sich nach der nach Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung. 

(2)  Das  Bundesministerium  fur  Arbeit  und  Soziales  wird  ermachtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundes-
ministerium der Finanzen, dem Bundesministerium fur Gesundheit, dem Bundesministerium fur Wirtschaft und 
Energie  und  dem  Bundesministerium  fur  Verkehr  und  digitale  Infrastruktur  durch  Rechts-verordnung  mit 
Zustimmung des Bundesrates konkrete Anforderungen an die Barrierefreiheit von Produkten gemaß § 1 Absatz 2 
und Dienstleistungen gemaß § 1 Absatz 3 entsprechend den Anfor-derungen des Anhangs I der Richtlinie (EU) 
2019/882 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 uber die Barrierefreiheitsanforderungen 
fur Produkte und Dienstleistungen (ABl. L 151 vom 7.6.2019, S. 70) zu regeln, insbesondere an 

1. die Gestaltung und Herstellung der Produkte einschließlich der Benutzerschnittstelle, 



2. die Zuganglichkeit und Gestaltung des Angebots und der Ausfuhrung der Dienstleistungen, 

3. die Art und Weise der Bereitstellung von Informationen insbesondere zur Nutzung der Produkte, wie etwa 
an die Kennzeichnung, die Gebrauchsanleitung,  Sicherheitsinformationen und die Funktionsweise der 
Dienstleistungen sowie an die Barrierefreiheitsmerkmale und Barriere-freiheitsfunktionen der Produkte 
und Dienstleistungen sowie an die mögliche Nutzung assistiver Technologien. 

Durch Rechtsverordnung nach Satz 1 können konkretisierende Bestimmungen auch insoweit erlassen werden, als 
Barrierefreiheitsanforderungen im Sinne des Anhangs I der Richtlinie (EU) 2019/882 nach Artikel 4 Absatz 9 
dieser Richtlinie durch delegierte Rechtsakte der Europaischen Kommission prazisiert worden sind. 

(3)  Absatz  1  gilt  nicht  fur  Kleinstunternehmen,  die  Dienstleistungen  anbieten  oder  erbringen.  Das  Bun- 
desministerium fur Arbeit und Soziales erstellt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Wirtschaft und 
Energie  Leitlinien  fur  Kleinstunternehmen,  um  ihnen  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  zu  erleichtern.  Das 
Bundesministerium fur Arbeit und Soziales ist berechtigt, sich im Rahmen der Er-stellung der Leitlinien nach Satz 
2 Dritter zu bedienen. 

§ 4 Konformitatsvermutung auf der Grundlage harmonisierter Normen 

Bei  Produkten  und  Dienstleistungen,  die  harmonisierten  Normen  oder  Teilen  davon  entsprechen,  deren 
Fundstellen  im  Amtsblatt  der  Europaischen  Union  veröffentlicht  worden  sind,  wird  vermutet,  dass  sie  die 
Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erfullen, soweit diese Anforderungen von  
den betreffenden Normen oder von Teilen dieser Normen abgedeckt sind. 

§ 5 Konformitatsvermutung auf der Grundlage technischer Spezifikationen 

Bei Produkten und Dienstleistungen, die den technischen Spezifikationen oder Teilen davon entsprechen, wird 
vermutet, dass sie die Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erfullen, soweit  
diese von den technischen Spezifikationen oder Teilen dieser technischen Spezifikationen abgedeckt sind. 

Abschnitt 3 Pflichten der Wirtschaftsakteure 

§ 6 Pflichten des Herstellers 

(1) Der Hersteller darf ein Produkt nur in den Verkehr bringen, wenn 

1. das  Produkt  nach  den  Barrierefreiheitsanforderungen der  nach  §  3  Absatz  2  zu  erlassenden  Rechts-
verordnung gestaltet und hergestellt worden ist, 

2. die technische Dokumentation nach der Anlage 2 erstellt wurde, das Konformitatsbewertungsverfahren 
durchgefuhrt wurde und die Konformitat des Produkts mit den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen 
im Rahmen dieses Verfahrens nachgewiesen wurde, 

3. der Hersteller eine EU-Konformitatserklarung nach § 18 ausgestellt hat und 

       4. die CE-Kennzeichnung nach § 19 angebracht wurde. 

(2)  Der  Hersteller  bewahrt  die  technische  Dokumentation  und  die  EU-Konformitatserklarung  nach  dem 
Inverkehrbringen des Produkts fur die Dauer von funf Jahren in schriftlicher oder elektronischer Form auf. 

(3)  Der  Hersteller  hat  durch  geeignete  Verfahren  dafur  zu  sorgen,  dass  auch  bei  Serienfertigung  stets  die 
Konformitat mit den Anforderungen dieses Gesetzes sichergestellt ist. Anderungen am Entwurf des Produkts oder 
an  seinen  Merkmalen  sowie  Anderungen  der  in  den  §§  4  und  5  genannten  Normen  oder  technischen 
Spezifikationen, auf die in der Konformitatserklarung verwiesen wird, sind angemessen zu berucksichtigen. 

(4) Hat ein Hersteller Kenntnis davon oder Grund zur Annahme, dass ein von ihm in den Verkehr gebrachtes  
Produkt  nicht  den  Barrierefreiheitsanforderungen  der  nach  §  3  Absatz  2  zu  erlassenden  Rechtsverordnung 
entspricht, so ergreift er unverzuglich die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um die Konformitat herzustellen.  
Sofern die Konformitat  nicht  hergestellt  werden kann,  nimmt der  Hersteller  das Produkt zuruck oder ruft  es 
zuruck.  Wenn das Produkt  den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechts-
verordnung  nicht  genugt,  informiert  der  Hersteller  unverzuglich  die  Marktuberwachungsbehörde  sowie  die 
Marktuberwachungsbehörden  der  Mitgliedstaaten  der  Europaischen  Union,  in  denen  er  das  Produkt  in  den 
Verkehr gebracht hat. Dabei macht er ausfuhrliche Angaben, insbesondere uber die Art der Nichtkonformitat und 
die ergriffenen Korrekturmaßnahmen. 

(5)  Der  Hersteller  fuhrt  ein Verzeichnis  derjenigen Produkte,  uber deren Nichtkonformitat  mit  den geltenden 



Barrierefreiheitsanforderungen  er  die  Marktuberwachungsbehörden  informiert  hat,  und  der  diesbezuglichen 
Beschwerden. Das Verzeichnis ist schriftlich oder elektronisch zu fuhren. 

§ 7 Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Herstellers 

(1) Der Hersteller hat dafur zu sorgen, dass sein Produkt eine Typen-, Chargen- oder Seriennummer oder ein 
anderes Kennzeichen zu seiner Identifikation nach Maßgabe des Absatzes 4 tragt. Falls dies aufgrund der Größe 
oder  der  Art  des  Produkts  nicht  möglich  ist,  hat  der  Hersteller  dafur  zu  sorgen,  dass  die  zur  Identifikation 
erforderlichen Informationen auf der Verpackung oder in einer dem Produkt beigefugten Unterlage angegeben 
werden. 

(2)  Der  Hersteller  hat  beim  Inverkehrbringen  seinen  Namen,  seine  Firma  oder  seine  Marke  sowie  seine 
Postanschrift auf dem Produkt anzugeben. Falls dies aufgrund der Größe oder der Art des Produkts nicht möglich 
ist, sind diese Informationen auf der Verpackung oder in einer dem Produkt beigefugten Unterlage anzugeben. Die  
Postanschrift  muss  eine  zentrale  Stelle  bezeichnen,  unter  der  der  Hersteller  kontaktiert  werden  kann.  Die 
Kontaktdaten sind in einer Sprache zu verfassen, die vom Verbraucher leicht verstanden werden kann. 

(3)  Der  Hersteller  stellt  sicher,  dass  dem  Produkt  eine  Gebrauchsanleitung  und  Sicherheitsinformationen  in 
deutscher Sprache nach Maßgabe des Absatzes 4 beigefugt sind. 

(4)  Alle  Kennzeichnungen,  die  Gebrauchsanleitung  und  die  Sicherheitsinformationen  mussen  nach  den 
Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung klar, verstandlich und deutlich sein. 

(5)  Der  Hersteller  ist  verpflichtet,  der  Marktuberwachungsbehörde  auf  deren  begrundetes  Verlangen  alle 
Auskunfte zu erteilen und alle Unterlagen auszuhandigen, die fur den Nachweis der Konformitat erforderlich sind. 
Die  Auskunfte  und  die  Unterlagen  sind  in  deutscher  Sprache  oder  in  einer  Sprache,  die  von  der  deutschen 
Marktuberwachungsbehörde  leicht  verstanden  werden  kann,  zu  erteilen  und  auszuhandigen.  Der  Hersteller 
arbeitet  mit  der  Marktuberwachungsbehörde  auf  deren  Verlangen  bei  allen  Maßnahmen  zur  Herstellung  der 
Konformitat  bei  einem  von  ihm  in  den  Verkehr  gebrachten  Produkt  mit  den  geltenden  Barrierefreiheits-
anforderungen  zusammen  und  stellt  insbesondere  die  Konformitat  des  Produkts  mit  den  geltenden 
Barrierefreiheitsanforderungen her.  

§ 8 Bevollmachtigter des Herstellers 

(1) Der Hersteller kann schriftlich einen Bevollmachtigten benennen. 

(2) Der Bevollmachtigte nimmt die ihm vom Hersteller ubertragenen Pflichten fur diesen und in dessen Namen 
wahr. 

(3)  Ein  Hersteller,  der  einen  Bevollmachtigten  einsetzt,  muss  diesem  mindestens  die  folgenden  Pflichten 
ubertragen: 

1. die Pflicht, die EU-Konformitatserklarung und die technischen Unterlagen gemaß § 6 Absatz 2 fur die 
Marktuberwachungsbehörde fur eine Dauer von funf Jahren aufzubewahren; 

2. die Pflicht,  der Marktuberwachungsbehörde alle Auskunfte nach § 7 Absatz 5 Satz 1 zu erteilen und 
dieser alle Unterlagen nach § 7 Absatz 5 Satz 1 aus- zuhandigen; 

3. die  Pflicht,  mit  der  Marktuberwachungsbehörde  auf  deren  Verlangen  bei  allen  Maßnahmen  zur 
Herstellung  der  Konformitat  zusammenzuarbeiten,  soweit  die  betroffenen  Produkte  zum  Auf-
gabenbereich des Bevollmachtigten gehören. 

(4) Die Pflichten gemaß § 6 Absatz 1 Nummer 1 und die Pflicht zur Erstellung der technischen Dokumentation 
gemaß § 6 Absatz 1 Nummer 2 darf der Hersteller nicht auf einen Bevollmachtigten ubertragen. 

§ 9 Allgemeine Pflichten des Einfuhrers 

(1) Der Einfuhrer darf nur Produkte in den Verkehr bringen, die die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 
Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erfullen. 

(2) Der Einfuhrer darf ein Produkt erst in den Verkehr bringen, wenn 

1. der Hersteller das Konformitatsbewertungsverfahren gemaß Anlage 2 durchgefuhrt hat, 

2. der Hersteller die gemaß Anlage 2 erforderlichen technischen Unterlagen erstellt hat, 

3. das Produkt mit der CE-Kennzeichnung nach § 19 versehen ist, 



4. dem Produkt die Gebrauchsanleitung und Sicherheitsinformationen beigefugt sind und 

5. der Hersteller die Pflichten nach § 7 Absatz 1 und 2 erfullt hat. 

(3)  Hat  ein  Einfuhrer  Kenntnis  davon  oder  Grund  zur  Annahme,  dass  ein  Produkt  die  Barrierefreiheits-
anforderungen  dieses  Gesetzes  nicht  erfullt,  darf  er  dieses  Produkt  erst  in  den  Verkehr  bringen,  wenn  die  
Konformitat hergestellt worden ist. Wenn das Produkt den Barrierefreiheitsanforderungen nicht genugt, informiert 
der Einfuhrer außerdem den Hersteller und die Marktuberwachungsbehörden daruber. 

(4) Solange sich ein Produkt im Verantwortungsbereich des Einfuhrers befindet, muss dieser dafur sor- gen, dass 
die  Lagerungs-  oder  Transportbedingungen  die  Ubereinstimmung  des  Produkts  mit  den  Barrierefreiheits-
anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nicht beeintrachtigen. 

(5) § 6 Absatz 4 und 5 gilt entsprechend. 

§ 10 Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Einfuhrers 

(1)  Der  Einfuhrer  hat  beim  Inverkehrbringen  seinen  Namen,  seine  Firma  oder  seine  Marke  sowie  seine 
Postanschrift auf dem Produkt anzugeben. Falls dies aufgrund der Größe oder der Art des Produkts nicht möglich 
ist, sind die Informationen auf der Verpackung oder in einer der dem Produkt beigefugten Unterlage anzugeben.  
Die Kontaktangaben sind in einer Sprache zu verfassen, die vom Verbraucher leicht verstanden werden kann. 

(2) Der Einfuhrer stellt sicher, dass dem Produkt eine den Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden 
Rechtsverordnung  entsprechende  Gebrauchsanleitung  und  diesen  Anforderungen  ent-sprechende 
Sicherheitsinformationen in deutscher Sprache beigefugt sind. 

(3) Der Einfuhrer hat ab dem Inverkehrbringen des Produkts fur die Dauer von funf Jahren eine Kopie der EU-
Konformitatserklarung fur die Marktuberwachungsbehörden bereitzuhalten und dafur zu sorgen, dass er auf deren 
Verlangen die technischen Unterlagen vorlegen kann. 

(4) § 7 Absatz 5 gilt entsprechend. 

§ 11 Pflichten des Handlers 

(1) Der Handler darf ein Produkt erst auf dem Markt bereitstellen, wenn 

1. das Produkt mit der CE-Kennzeichnung nach § 19 versehen ist, 

2. dem Produkt die Unterlagen nach § 7 Absatz 3 beigefugt sind, 

3. der Hersteller seine Pflichten nach § 7 Absatz 1 und 2 erfullt hat und 

4. der Einfuhrer seine Pflichten nach § 10 Absatz 1 und 2 erfullt hat. 

(2)  Hat  der  Handler  Kenntnis  davon  oder  Grund  zur  Annahme,  dass  ein  Produkt  nicht  den  Barriere-
freiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung entspricht, darf er dieses Produkt  
erst auf dem Markt bereitstellen, wenn die Konformitat hergestellt worden ist. Wenn das Produkt den geltenden 
Barrierefreiheitsanforderungen nicht genugt, informiert der Handler außerdem unverzuglich den Hersteller oder 
den Einfuhrer sowie die Marktuberwachungsbehörden daruber. 

(3) Solange sich ein Produkt im Verantwortungsbereich des Handlers befindet, muss dieser dafur sorgen, dass die 
Lagerungs- oder Transportbedingungen die Ubereinstimmung des Produkts mit den Anforderungen der nach § 3 
Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nicht beeintrachtigen. 

(4) § 6 Absatz 4 und § 7 Absatz 5 gelten entsprechend. 

§ 12 Einfuhrer oder Handler als Hersteller 

Auf einen Einfuhrer oder Handler sind die §§ 6 und 7 entsprechend anzuwenden, wenn er 

1. ein Produkt unter seinem eigenen Namen oder seiner eigenen Marke in den Verkehr bringt oder 

2. ein bereits in den Verkehr gebrachtes Produkt so andert, dass dessen Konformitat mit den Anforderungen 
der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung beeintrachtigt werden kann. 



§ 13 Angabe der Wirtschaftsakteure, Verordnungsermachtigung 

(1)  Der  Wirtschaftsakteur  hat  der  Marktuberwachungsbehörde  auf  deren  Verlangen  Auskunft  uber  die 
Wirtschaftsakteure zu erteilen, 

1. von denen er ein Produkt bezogen hat und 

2. an die er ein Produkt abgegeben hat. 

(2) Der Wirtschaftsakteur stellt sicher, dass er die Angaben nach Absatz 1 mindestens funf Jahre ab dem Zeitpunkt 
des Bezugs des Produkts oder der Abgabe des Produkts vorlegen kann. 

(3)  Das  Bundesministerium  fur  Arbeit  und  Soziales  wird  ermachtigt,  durch  Rechtsverordnung,  die  der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Einverstandnis mit dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie  
den  in  Absatz  2  genannten  Zeitraum  fur  einzelne  Produkte  zu  verlangern,  wenn  dies  im  Hinblick  auf  die 
wirtschaftliche Nutzungsdauer des Produkts geboten erscheint. 

§ 14 Pflichten des Dienstleistungserbringers 

(1) Der Dienstleistungserbringer darf seine Dienstleistung nur anbieten oder erbringen, wenn 

1. die  Dienstleistung  die  Barrierefreiheitsanforderungen  der  nach  §  3  Absatz  2  zu  erlassenden 
Rechtsverordnung erfullt und 

2. er die Informationen nach Anlage 3 Nummer 1 erstellt hat und diese Informationen fur die Allgemeinheit 
in barrierefreier Form zuganglich gemacht hat; fur die Zuganglichmachung sind die Vorgaben der nach § 
3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung maßgebend. 

(2) Der Dienstleistungserbringer bewahrt die Informationen nach Absatz 1 Nummer 2 so lange auf, wie er die  
Dienstleistung anbietet oder erbringt. 

(3) Der Dienstleistungserbringer gewahrleistet, dass die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu  
erlassenden Rechtsverordnung stets erfullt werden, wenn er eine Dienstleistung anbietet oder erbringt. Er tragt  
Veranderungen  bei  der  Art  und  Weise  der  Erbringung  der  Dienstleistung,  Veranderungen  bei  den  geltenden 
Barrierefreiheitsanforderungen und Anderungen der harmonisierten Normen oder technischer Spezifikationen, auf 
die bei der Erklarung der Ubereinstimmung der Dienstleistung mit den Barrierefreiheitsanforderungen verwiesen 
wird, gebuhrend Rechnung. 

(4) Bei Nichtkonformitat ergreift der Dienstleistungserbringer die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um die 
Konformitat  der  Dienstleistung mit  den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz  2 zu erlassenden 
Rechtsverordnung herzustellen. Wenn die Dienstleistung den Barrierefreiheits-anforderungen der nach § 3 Absatz 
2 zu erlassenden Rechtsverordnung nicht genugt, informiert der Dienstleistungserbringer daruber unverzuglich die 
Marktuberwachungsbehörde und die Marktuberwachungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europaischen Union, 
in denen er die Dienstleistung anbietet oder erbringt. Dabei macht er ausfuhrliche Angaben, insbesondere uber die  
Art der Nicht-konformitat und die ergriffenen Korrekturmaßnahmen. 

(5)  Der  Dienstleistungserbringer  hat  der  Marktuberwachungsbehörde  auf  deren  begrundetes  Verlangen  alle 
Auskunfte zu erteilen, die erforderlich sind, um die Konformitat der Dienstleistung nach Absatz 1 nachzuweisen.  
Er kooperiert mit der Marktuberwachungsbehörde auf deren begrundetes Verlangen bei allen Maßnahmen, die zur 
Herstellung der Konformitat ergriffen werden. 

§ 15 Beratungsangebot der Bundesfachstelle fur Barrierefreiheit 

Die  Beratung  der  Bundesfachstelle  fur  Barrierefrei-  heit  nach  §  13  Absatz  2  Satz  2  des  Behinderten-
gleichstellungsgesetzes vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467, 1468), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
10. Juli 2018 (BGBl. I S. 1117) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung umfasst eine Beratung von  
Kleinstunternehmen,  um  diesen  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  zu  erleichtern.  Die  Beratung  nach  Satz  1 
beinhaltet auch eine Beratung von Kleinstunternehmen, die barrierefreie Dienstleistungen anbieten und erbringen 
möchten. 



Abschnitt 4 

Grundlegende Veranderungen von Produkten oder Dienstleistungen und unverhaltnismaßige Belastungen 
fur die Wirtschaftsakteure 

§ 16 Grundlegende Veranderungen 

(1)  Die  Barrierefreiheitsanforderungen  der  nach  §  3  Absatz  2  zu  erlassenden  Rechtsverordnung  gelten  nur 
insoweit, als deren Einhaltung keine wesentliche Anderung eines Produkts oder einer Dienstleistung erfordert, die 
zu  einer  grundlegenden  Veranderung  der  Wesensmerkmale  des  Produkts  oder  der  Dienstleistung  fuhrt.  Der 
betreffende Wirtschaftsakteur nimmt eine Beurteilung vor, ob die Ein-haltung der Barrierefreiheitsanforderungen 
der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung eine grundlegende Veranderung der Wesensmerkmale mit  
sich bringen wurde. 

(2) Der Wirtschaftsakteur dokumentiert die Beurteilung nach Absatz 1 Satz 2 und bewahrt sie fur einen Zeitraum  
von funf Jahren ab der letzten Bereitstellung eines Produkts auf dem Markt oder ab der letzten Erbringung einer  
Dienstleistung auf. Auf Verlangen der Marktuberwachungsbehörde legt er dieser eine Kopie der in Absatz 1 Satz 2 
genannten Beurteilung vor. 

(3)  Wenn sich der Wirtschaftsakteur bei einem bestimmten Produkt oder einer bestimmten Dienstleistung auf  
Absatz 1 Satz 1 beruft, unterrichtet er daruber unverzuglich die Marktuberwachungsbehörde und die Marktuber-
wachungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in denen das Produkt in den Verkehr gebracht 
wird oder die Dienstleistung angeboten oder erbracht wird. 

(4)  Absatz  2 Satz  1 und Absatz  3 gelten nicht  fur  Kleinstunternehmen,  die mit  Produkten  befasst  sind.  Auf 
Verlangen der Marktuberwachungsbehörde ubermitteln Kleinstunternehmen, die mit Produkten befasst sind und 
die sich auf Absatz 1 Satz 1 berufen, der Behörde die fur die Beurteilung nach Absatz 1 Satz 2 maßgeblichen 
Fakten. 

§ 17 Unverhaltnismaßige Belastungen, Verordnungsermachtigung 

(1)  Die  Barrierefreiheitsanforderungen  der  nach  §  3  Absatz  2  zu  erlassenden  Rechtsverordnung  gelten  nur 
insoweit,  als  deren Einhaltung nicht  zu einer  unverhaltnismaßigen Belastung nach Anlage 4 des betreffenden 
Wirtschaftsakteurs fuhren wurde. Der Wirtschaftsakteur nimmt eine entsprechende Beurteilung vor. 

(2) Der Wirtschaftsakteur dokumentiert die Beurteilung nach Absatz 1 Satz 2 und bewahrt sie fur einen Zeitraum  
von funf Jahren ab der letzten Bereitstellung eines Produkts auf dem Markt oder nach der letzten Erbringung einer 
Dienstleistung auf. Auf Verlangen der Marktuberwachungsbehörde legt er dieser eine Kopie der in Absatz 1 Satz 2 
genannten Beurteilung vor. Satz 1 und Satz 2 gelten nicht fur Kleinstunternehmen, die mit Produkten befasst sind.  
Auf Verlangen der Marktuberwachungsbehörde ubermitteln Kleinstunternehmen, die mit Produkten befasst sind 
und die sich auf Absatz 1 Satz 1 berufen, der  Behörde jedoch die fur  die Beurteilung nach Absatz 1 Satz 2  
maßgeblichen Fakten. 

(3) Ein Dienstleistungserbringer, der sich auf Absatz 1 Satz 1 beruft, nimmt seine Beurteilung nach Absatz 1 Satz 
2 fur jede Dienstleistungskategorie oder -art mindestens alle funf Jahre vor. Die Beurteilung nach Satz 1 hat stets 
zu erfolgen, wenn 

1. die angebotene Dienstleistung verandert wird oder 

2. der Dienstleistungserbringer von der fur die Prufung der Konformitat der Dienstleistung zustandigen Behörde 
dazu aufgefordert wird. 

(4) Wenn ein Wirtschaftsakteur zu Zwecken der Verbesserung der Barrierefreiheit nichteigene öffentliche oder 
private Mittel erhalt, ist er nicht dazu berechtigt, sich auf Absatz 1 Satz 1 zu berufen. 

(5)  Wenn sich der Wirtschaftsakteur bei einem bestimmten Produkt oder einer bestimmten Dienstleistung auf  
Absatz 1 Satz 1 beruft, unterrichtet er daruber unverzuglich die zustandige Marktuberwachungsbehörde oder die  
fur die Uberprufung der Konformitat der Dienstleistungen zustandigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem das 
betreffende Produkt in den Verkehr gebracht oder die betreffende Dienstleistung angeboten oder erbracht wird.  
Satz 1 gilt nicht fur Kleinstunternehmen. 

(6)  Das  Bundesministerium  fur  Arbeit  und  Soziales  wird  ermachtigt,  durch  Rechtsverordnung,  die  der 
Zustimmung  des  Bundesrates  bedarf,  im  Einvernehmen  mit  dem Bundesministerium der  Finanzen  und  dem 
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie die in Anlage 4 enthaltenen Kriterien, die der Wirtschaftsakteur bei 
der Beurteilung nach Absatz 1 berucksichtigen muss, zu prazisieren und zu erganzen. 



Abschnitt 5 

CE-Kennzeichnung 

§ 18 EU-Konformitatserklarung fur Produkte 

(1) Bevor ein Produkt, dessen Ubereinstimmung mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu 
erlassenden Rechtsverordnung im Verfahren nach Anlage 2 nachgewiesen wurde, in den Verkehr gebracht wird, 
muss der Hersteller eine EU-Konformitatserklarung ausstellen. 

(2) Aus der EU-Konformitatserklarung geht hervor, dass die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2  
zu erlassenden Rechtsverordnung nachweislich erfullt sind. Wurde von der Möglichkeit einer Ausnahme nach den 
§§ 16 oder 17 Gebrauch gemacht, so geht aus der EU-Konformitatserklarung hervor, welche Barrierefreiheits-
anforderungen von dieser Ausnahmeregelung betroffen sind. 

(3) Die EU-Konformitatserklarung entspricht in ihrem Aufbau dem Muster in Anhang III des Beschlusses Nr.  
768/2008/EG  des  Europaischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  9.  Juli  2008  uber  einen  gemeinsamen 
Rechtsrahmen fur die Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung des Beschlusses 93/465/EWG des Rates 
(ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 82). Sie enthalt die in Anlage 2 angegebenen Elemente und wird auf dem neuesten  
Stand gehalten. Sie wird in die deutsche Sprache ubersetzt. Die Anforderungen an die technischen Unterlagen 
durfen Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen keinen ubermaßigen Aufwand auferlegen. 

(4)  Unterliegt  das  Produkt  mehreren  Rechtsakten  der  Europaischen  Union,  in  denen  jeweils  eine  EU- 
Konformitatserklarung vorgeschrieben ist, so stellt der Hersteller oder ein von ihm Bevollmachtigter eine einzige 
EU-Konformitatserklarung fur samtliche Rechtsakte der Europaischen Union aus. In dieser Erklarung sind die 
betreffenden Rechtsakte samt Fundstelle anzugeben. 

§ 19 CE-Kennzeichnung 

(1) Bevor ein Produkt, dessen Ubereinstimmung mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu 
erlassenden Rechtsverordnung im Konformitatsbewertungsverfahren nach Anlage 2 nachgewiesen wurde, in den 
Verkehr gebracht wird, ist es vom Hersteller oder seinem Bevollmachtigten, soweit es diesem ubertragen wurde, 
mit der CE-Kennzeichnung nach Maßgabe des Absatzes 2 zu versehen. 

(2) Die CE-Kennzeichnung wird deutlich sichtbar, gut lesbar und dauerhaft auf dem Produkt oder seiner Daten-
plakette  angebracht.  Falls  die  Art  des  Produkts  dies  nicht  zulasst  oder  nicht  rechtfertigt,  wird  die  CE-  
Kennzeichnung auf der Verpackung und den Begleitunterlagen angebracht. 

(3)  Fur die CE-Kennzeichnung gelten die allgemeinen Grundsatze nach Artikel  30 der Verordnung (EG) Nr. 
765/2008  des  Europaischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  9.  Juli  2008  uber  die  Vorschriften  fur  die 
Akkreditierung  und  Marktuberwachung  im  Zusammenhang  mit  der  Vermarktung  von  Produkten  und  zur 
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 30; ABl. L 169 vom 
25.6.2019, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. 

Abschnitt 6 

Marktuberwachung von Produkten 

§ 20 Aufgaben der Marktuberwachungsbehörden 

(1) Die Lander stellen sicher, dass ihre Marktuberwachungsbehörden ihre Aufgaben ordnungsgemaß wahrnehmen 
können. Dafur statten sie sie mit den notwendigen Ressourcen aus. Sie stellen eine effiziente Zusammenarbeit und 
einen wirksamen Informationsaustausch ihrer Marktuberwachungs-behörden untereinander sowie zwischen ihren 
Marktuberwachungsbehörden und denjenigen der anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union sicher. 

(2) Die Lander erstellen eine Marktuberwachungsstrategie fur Produkte im Sinne des § 1 Absatz 2. Bei deren  
Ausarbeitung ist Artikel 13 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2019/1020 des Europaischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Juni 2019 uber Marktuberwachung und die Konformitat von Produkten sowie zur Anderung der 
Richtlinie  2004/42/EG und der  Verordnungen (EG) Nr.  765/2008 und (EU) Nr.  305/2011 (ABl.  L 169 vom 
25.6.2019, S. 1) auf Produkte im Sinne des § 1 Absatz 2 entsprechend anzuwenden. Die Lander ubermitteln der 
zentralen  Verbindungsstelle  gemaß  Artikel  10  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  2019/1020  ihre  Markt-
uberwachungsstrategie nach Satz 1. 



§ 21 Marktuberwachungsmaßnahmen 

(1)  Die  Marktuberwachung  von  Produkten  erfolgt  nach  der  von  den  Landern  nach  §  20  Absatz  2  Satz  1  
entwickelten Marktuberwachungsstrategie und den weiteren Bestimmungen dieses Gesetzes. 

(2) Fur die Marktuberwachung von Produkten gelten Artikel 2 Absatz 3, Artikel 11 Absatz 2, 3 und 5, Artikel 14 
Absatz 2,  Artikel  16 Absatz 3 Buchstabe g und Absatz 5 sowie die Artikel 17 und 22 der Verordnung (EU)  
2019/1020 entsprechend. Die Marktuberwachungsbehörden haben die Befugnisse entsprechend Artikel 14 Absatz 
4 Buchstabe a, b, e und j der Verordnung (EU) 2019/1020. Die Befugnisse nach Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe e 
der Verordnung (EU) 2019/1020 bestehen nur zu den ublichen Betriebs- und Ge- schaftszeiten. 

(3) Die Marktuberwachungsbehörde pruft fur den Fall, dass sich der Hersteller, Einfuhrer oder Handler auf § 16  
oder § 17 berufen hat, 

1. ob der Wirtschaftsakteur die nach der jeweiligen Vorschrift erforderliche Beurteilung durchgefuhrt hat, 

2. die Beurteilung einschließlich der ordnungsgemaßen Anwendung der in Anlage 4 genannten Kriterien und 

3.  ob  die  ubrigen  Barrierefreiheitsanforderungen  der  nach  §  3  Absatz  2  zu  erlassenden  Rechtsverordnung 
eingehalten werden. 

(4)  Die  Marktuberwachungsbehörde  stellt  einem  Verbraucher  auf  Antrag  Folgendes  in  einer  fur  ihn  wahr-
nehmbaren Form zur Verfugung: 

1. die ihr vorliegenden Informationen daruber, ob ein bestimmter Wirtschaftsakteur die Barrierefreiheits-
anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung einhalt und 

2. die  Beurteilung,  die  der  Wirtschaftsakteur  nach  §  16  Absatz  1  Satz  2  und  §  17  Absatz  1  Satz  2  
durchgefuhrt hat. 

Soweit dies erforderlich ist, soll die Marktuberwachungsbehörde die ihr vorliegenden Informationen in einfacher 
und verstandlicher Weise erlautern. Ist eine solche Erlauterung nach Satz 2 fur den Verbraucher nicht ausreichend, 
soll die Marktuberwachungsbehörde die Informationen in Leichter Sprache erlautern. Die Verpflichtung nach Satz 
1 gilt nicht, wenn die Informationen entsprechend Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 2019/1020 aus Grunden der 
Vertraulichkeit nicht erteilt werden können. 

(5) Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben das Recht, im Verfahren 
nach Absatz 4 in Deutscher Gebardensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebarden oder uber andere geeignete 
Kommunikationshilfen  mit  der  Marktuberwachungsbehörde  zu  kommunizieren.  Die  Kosten  fur 
Kommunikationshilfen  sind  von  der  Marktuberwachungsbehörde  zu  tragen.  §  5  der  Kommunikations-
hilfenverordnung vom 17. Juli 2002 (BGBl. I S. 2650), die zuletzt durch Artikel 12 Absatz 2 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2020 (BGBl. I S. 3229) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend. 

(6) Die §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten fur das Verfahren nach Absatz 4 entsprechend. 

§ 22  Maßnahmen der Marktuberwachung bei  Produkten,  die  die  Barrierefreiheitsanforderungen nicht 
erfullen 

(1)  Hat  die  Marktuberwachungsbehörde  Grund  zu  der  Annahme,  dass  ein  Produkt  die  Barriere-
freiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nicht erfullt, so pruft sie, ob das 
Produkt die Anforderungen erfullt. Die Wirtschaftsakteure sind verpflichtet, zu diesem Zwecke umfassend mit der 
Marktuberwachungsbehörde zusammenzuarbeiten. 

(2)  Gelangt  die  Marktuberwachungsbehörde  zu  dem  Ergebnis,  dass  das  Produkt  die  Barrierefreiheits-
anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nicht erfullt, so fordert sie unverzuglich 
den betreffenden Wirtschaftsakteur auf, innerhalb einer von ihr festgesetzten angemessenen Frist die geeigneten 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Konformitat herzustellen. Fur die Anhörung des betroffenen Wirtschaftsakteurs  
nach § 28 des  Verwaltungsverfahrensgesetzes  oder  nach den  dieser  Bestimmung entsprechenden Anhörungs-
vorschriften der Lander darf die Anhörungsfrist nicht weniger als zehn Tage betragen. 

(3) Der Wirtschaftsakteur hat sicherzustellen, dass sich die Maßnahmen, die er zur Herstellung der Konformitat  
ergreift, auf alle betroffenen Produkte erstrecken, die er auf dem Markt der Europaischen Union bereitgestellt hat. 

(4) Ergreift der Wirtschaftsakteur innerhalb der nach Absatz 2 Satz 1 gesetzten Frist keine geeigneten Maßnahmen 
zur Herstellung der Konformitat, so trifft die Marktuberwachungsbehörde die geeigneten Maßnahmen, um die  
Bereitstellung des Produktes auf dem deutschen Markt einzuschranken, oder sie untersagt die Bereitstellung auf 
dem  Markt  oder  sorgt  dafur,  dass  das  Produkt  zuruckgenommen  oder  zuruckgerufen  wird.  Ist  kein 



Wirtschaftsakteur  im Binnenmarkt  ansassig,  können  die  Maßnahmen  gegen  jeden  gerichtet  werden,  der  die 
Weitergabe  im  Auftrag  des  Wirtschaftsakteurs  vornimmt.  Absatz  2  Satz  2  gilt  entsprechend.  Wurde  eine 
Maßnahme  getroffen,  ohne  dass  der  betroffene  Wirtschaftsakteur  angehört  wurde,  wird  ihm  unverzuglich 
Gelegenheit gegeben, sich zu außern. Auf die Stellungnahme hin wird die Maßnahme umgehend uberpruft. 

(5) Hat die Marktuberwachungsbehörde Grund zur Annahme, dass sich eine nach Absatz 2 festgestellte Nicht-
konformitat nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet beschrankt, so trifft sie die Maßnahmen nach Absatz 4 unter dem 
Vorbehalt, dass sie widerrufen werden, wenn die Europaische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie 
(EU) 2019/882 feststellt, dass die Maßnahmen nicht gerecht-fertigt sind. 

§ 23 Maßnahmen bei formaler Nichtkonformitat von Produkten 

(1)  Stellt  die  Marktuberwachungsbehörde eine formale Nichtkonformitat  fest,  so fordert  sie  den Wirtschafts-
akteur auf, die formale Nichtkonformitat innerhalb einer angemessenen Frist zu korrigieren. § 22 Absatz 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(2) Eine formale Nichtkonformitat liegt vor, wenn 

1. die CE-Kennzeichnung nicht oder unter Nichteinhaltung der Vorgaben des § 19 angebracht wurde, 

2. die EU-Konformitatserklarung nach § 18 nicht oder nicht ordnungsgemaß ausgestellt wurde, 

3. die technischen Unterlagen nicht verfugbar oder nicht vollstandig sind, 

4. die Angaben des Herstellers nach § 7 Absatz 2 oder des Einfuhrers nach § 10 Absatz 1 fehlen, falsch oder 
unvollstandig sind oder 

5. eine andere formale Verpflichtung nach § 6, § 7, § 9 oder § 10 nicht erfullt ist. 

(3) Ergreift der Wirtschaftsakteur innerhalb der nach Absatz 1 gesetzten Frist keine geeigneten Maßnahmen zur  
Herstellung  der Konformitat,  so trifft  die  Marktuberwachungsbehörde geeignete  Maßnahmen,  um die  Bereit-
stellung des Produkts auf dem Markt zu beschranken, oder sie untersagt die Bereitstellung auf dem Markt solange, 
bis die Konformitat hergestellt ist. § 22 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.
 

§ 24  Pflichten der Marktuberwachungsbehörde und der Bundesanstalt  fur Arbeitsschutz  und Arbeits-
medizin bei Nichtkonformitat von Produkten, die sich nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet beschranken 

(1)  Ist  die  Marktuberwachungsbehörde  nach  der  Prufung  nach  §  22  Absatz  1  der  Auffassung,  dass  die 
beanstandeten Produkte auch in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union auf dem Markt bereitgestellt  
werden, so informiert sie unverzuglich die Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin. Sie informiert die 
Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin auch uber das Ergebnis der Prufung nach § 22 Absatz 1 und 
uber die Maßnahmen, die zu ergreifen sie den Wirtschaftsakteur aufgefordert hat. 

(2) Trifft  die Marktuberwachungsbehörde Maßnahmen nach § 22 Absatz 4, so informiert sie unverzuglich die  
Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin uber die getroffenen Maßnahmen. Die Information enthalt  
alle verfugbaren Angaben, insbesondere die Daten fur die Identifizierung des betroffenen Produktes, die Herkunft  
des Produktes, die Art der behaupteten Nichtkonformitat sowie die Art und Dauer der ergriffenen Maßnahmen und 
die Argumente des betreffenden Wirtschaftsakteurs. Die Information enthalt daruber hinaus Angaben dazu, ob die  
behauptete Nichtkonformitat darauf beruht, dass 

1. das Produkt die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung 
nicht erfullt oder 

2. die harmonisierten Normen oder die technischen Spezifikationen, bei deren Einhaltung nach den §§ 4 und 
5 eine Konformitatsvermutung gilt, mangelhaft sind. 

(3)  Die Bundesanstalt  fur  Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin uberpruft  die eingegangenen Informationen nach 
Absatz 1 und Absatz 2 auf Vollstandigkeit und Schlussigkeit. Sie leitet diese Informationen unverzuglich an die  
Europaische Kommission und die ubrigen Mitgliedstaaten der Europaischen Union weiter. 

(4) Die Marktuberwachungsbehörde hebt den Widerrufsvorbehalt nach § 22 Absatz 5 auf, wenn 

1. die Frist von drei Monaten nach Artikel 20 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2019/882 verstrichen ist, ohne dass ein  
Mitgliedstaat der Europaischen Union Einwande gegen die Maßnahmen erhoben hat, oder 

2. die Europaische Kommission nach Artikel 21 Ab- satz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 festgestellt hat, dass die 
Maßnahmen gerechtfertigt sind. 



(5)  Die  Marktuberwachungsbehörde  widerruft  die  nach  §  22  Absatz  4  getroffenen  Maßnahmen,  wenn  die 
Europaische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 feststellt, dass die Maßnahmen 
nicht gerechtfertigt sind. 

§ 25 Unterstutzungsverpflichtung 

(1) Die Marktuberwachungsbehörden und die Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin haben einander 
zu unterstutzen und sich gegenseitig uber Maßnahmen nach diesem Gesetz zu informieren. 

(2)  Die Bundesanstalt  fur  Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin informiert  die Marktuberwachungsbehörden uber 
Meldungen der Europaischen Kommission oder eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union. 

§ 26 Pflichten der Marktuberwachungsbehörde bei Maßnahmen anderer Mitgliedstaaten, bei Produkten, 
die gegen Barrierefreiheitsanforderungen verstoßen 

(1) Wird die Marktuberwachungsbehörde von der Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin daruber  
informiert, dass ein anderer Mitgliedstaat eine Maßnahme nach Artikel 20 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882 
getroffen hat, so pruft sie unverzuglich, ob diese Maßnahme gerechtfertigt ist. Die Marktuberwachungsbehörde 
informiert die nationalen Wirtschaftsakteure in geeigneter Weise uber die Maßnahme des anderen Mitgliedstaates 
und  gibt  ihnen  Gelegenheit  zur  Stellungnahme.  Die  Frist  zur  Stellungnahme  betragt  vier  Wochen  ab  der 
Möglichkeit der Kenntnisnahme. 

(2)  Kommt die Marktuberwachungsbehörde zu dem Ergebnis,  dass die Maßnahme nicht  gerechtfertigt  ist,  so  
ubermittelt sie der Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin unverzuglich ihre Einwande nach Artikel 
20 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/882. Die Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin leitet diese 
Einwande unverzuglich an die Europaische Kommission und die ubrigen Mitgliedstaaten weiter. 

(3) Werden weder von der Europaischen Kommis- sion noch von einem der Mitgliedstaaten der Europaischen 
Union innerhalb einer Frist von drei Monaten Einwande erhoben, so gilt die Maßnahme als gerechtfertigt. Die  
Marktuberwachungsbehörde trifft in diesem Fall geeignete Maßnahmen, um die Bereitstellung des Produkts auf 
dem Markt einzuschranken, oder sie untersagt die Bereitstellung auf dem Markt oder sorgt dafur, dass das Produkt  
zuruckgenommen oder zuruckgerufen wird. Die Marktuberwachungsbehörde macht die Maßnahmen in geeigneter 
Weise öffentlich bekannt. 

(4) Absatz 3 gilt auch in den Fallen, in denen die Europaische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie 
(EU) 2019/882 festgestellt hat, dass die Maßnahme eines anderen Mitgliedstaates gerechtfertigt ist. 

§ 27 Aufgaben der zentralen Verbindungsstelle 

(1)  Die  zentrale  Verbindungsstelle  teilt  der  Europaischen  Kommission  und  den  anderen  Mitgliedstaaten  der 
Europaischen Union mit: 

1. die nach § 20 Absatz 2 von den Landern ubermittelte Marktuberwachungsstrategie und 

2. die Marktuberwachungsbehörden und deren jeweilige Zustandigkeiten. 

Hierfur  greift  sie  auf  das  in  Artikel  34  der  Verordnung  (EU)  2019/1020  genannte  Informations-  und 
Kommunikationssystem zuruck. Die Lander teilen der zentralen Verbindungsstelle die nach Satz 1 Nummer 2 
erforderlichen Informationen mit. 

(2)  Die  zentrale  Verbindungsstelle  stellt  der  Offentlichkeit  eine  Zusammenfassung  der  Marktuberwachungs-
strategie zur Verfugung. 

(3) Die zentrale Verbindungsstelle nimmt in Abstimmung mit den betroffenen Bundesministerien die Aufgaben 
nach  Artikel  31  Absatz  2  Buchstabe  a,  f,  g  und  m  der  Verordnung  (EU)  2019/1020  im  Hinblick  auf  die 
Marktuberwachung von Barrierefreiheitsanforderungen fur Produkte nach der Richtlinie (EU) 2019/882 wahr. 

Abschnitt 7 

Marktuberwachung von Dienstleistungen 

§ 28 Marktuberwachung von Dienstleistungen 

(1) Hat die Marktuberwachungsbehörde Grund zu der Annahme, dass das Angebot oder die Erbringung einer 
Dienstleistung die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nicht  



erfullt, so pruft sie, ob die Dienstleistung die Anforderungen erfullt. 

(2)  Die  Marktuberwachungsbehörde  uberpruft  eine  Dienstleistung  auch  ohne  konkreten  Anlass  anhand  an- 
gemessener Stichproben auf geeignete Art und Weise und in angemessenem Umfang darauf, ob und inwiefern die  
Dienstleistung den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu er-lassenden Rechtsverordnung an die  
Barrierefreiheit genugt. Bei Webseiten oder mobilen Anwendungen zieht sie die Vorgaben der Anlage 1 Nummer 
1 heran und wahlt die Stichproben der zu prufenden Dienstleistungen gemaß den Vorgaben der Anlage 1 Nummer  
2 aus. 

(3) Die Marktuberwachungsbehörde uberpruft fur den Fall, dass sich der Dienstleistungserbringer auf § 16 oder § 
17 berufen hat, 

1. ob der Dienstleistungserbringer die nach der jeweiligen Vorschrift erforderliche Beurteilung durchgefuhrt 
hat, 

2. die Beurteilung einschließlich der ordnungsgemaßen Anwendung der in Anlage 4 genannten Kriterien 
und 

3. ob die ubrigen Barrierefreiheitsanforderungen eingehalten werden. 

(4)  Die  Marktuberwachungsbehörde  stellt  einem  Verbraucher  auf  Antrag  Folgendes  in  einer  fur  ihn 
wahrnehmbaren Form zur Verfugung: 

1. die ihr vorliegenden Informationen daruber, ob ein bestimmter Wirtschaftsakteur die Barrierefreiheits-
anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung einhalt und 

2. die  Beurteilung,  die  der  Wirtschaftsakteur  nach  §  16  Absatz  1  Satz  2  oder  §  17  Absatz  1  Satz  2 
vorgenommen hat. 

Falls  erforderlich,  soll  die  Marktuberwachungsbehörde  die  ihr  vorliegenden  Informationen  in  einfacher  und 
verstandlicher Weise erlautern. Ist eine Erlauterung nach Satz 2 fur den Verbraucher nicht ausreichend, soll die 
Marktuberwachungsbehörde die Informationen in Leichter Sprache erlautern. Die Verpflichtung nach Satz 1 gilt  
nicht,  wenn  die  Informationen  gemaß  Artikel  17  der  Verordnung  (EU)  Nr.  2019/1020  aus  Grunden  der  
Vertraulichkeit nicht erteilt werden können. 

(5) Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben das Recht, im Verfahren 
nach Absatz 4 in Deutscher Gebardensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebarden oder uber andere geeignete 
Kommunikationshilfen mit der Marktuberwachungsbehörde zu kommunizieren. Die Kosten fur Kommunikations-
hilfen  sind  von  der  Marktuberwachungsbehörde  zu  tragen.  §  5  der  Kommunikationshilfenverordnung  gilt 
entsprechend. 

(6) Die §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten fur das Verfahren nach Absatz 4 entsprechend. 

§ 29  Maßnahmen der Marktuberwachung bei  Dienstleistungen,  die  die  Barrierefreiheitsanforderungen 
nicht erfullen 

(1)  Gelangt  die  Marktuberwachungsbehörde  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Dienstleistung  die  Barriere-
freiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nicht erfullt, so fordert sie den 
Dienstleistungserbringer unverzuglich auf,  innerhalb einer  von ihr festgesetzten angemessenen Frist  geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Konformitat herzustellen. § 22 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2)  Ergreift  der  Dienstleistungserbringer  innerhalb  der  nach  Absatz  1  gesetzten  Frist  keine  geeigneten 
Korrekturmaßnahmen, fordert die Marktuberwachungsbehörde den Dienstleistungserbringer unter Androhung der 
Untersagung des Angebots oder der Erbringung der Dienstleistung erneut auf, innerhalb einer von ihr gesetzten  
angemessenen Frist geeignete Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, um die Ubereinstimmung der Dienstleistung 
mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung herzustellen. § 22 
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. 

(3)  Ergreift  der  Dienstleistungserbringer  innerhalb  der  nach  Absatz  2  gesetzten  Frist  keine  geeigneten 
Korrekturmaßnahmen, so trifft  die Marktuberwachungsbehörde die erforderlichen Maßnahmen, um die Nicht-
erfullung der Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung abzustellen.  
Sie kann insbesondere innerhalb einer von ihr gesetzten Frist anordnen, das Angebot oder die Erbringung der  
Dienstleistung einzustellen.  Weist  der  Dienstleistungserbringer der  Marktuberwachungsbehörde nach,  dass die 
Konformitat  der  Dienstleistung mit  den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz  2 zu erlassenden 
Rechtsverordnung hergestellt ist, hebt die Marktuberwachungsbehörde die Anordnung auf. 



§ 30 Maßnahmen bei formaler Nichtkonformitat von Dienstleistungen 

(1)  Stellt  die  Marktuberwachungsbehörde  eine  for-  male  Nichtkonformitat  fest,  so  fordert  sie  den  Dienst-  
leistungserbringer auf,  die  formale Nichtkonformitat  innerhalb einer  angemessenen Frist  zu korrigieren.  § 22 
Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(2) Eine formale Nichtkonformitat liegt vor, wenn die notwendigen Informationen nach Anlage 3 nicht oder nicht 
vollstandig  erstellt  wurden  oder  die  Informationen  fur  die  Allgemeinheit  nicht  oder  nicht  vollstandig  in 
barrierefreier Form zuganglich gemacht wurden. 

(3) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach Absatz 1 gesetzten Frist keine geeigneten Korrektur-
maßnahmen,  fordert  die  Marktuberwachungsbehörde  den  Dienstleistungserbringer  unter  Androhung  der 
Untersagung des Angebots oder der Erbringung der Dienstleistung erneut auf, innerhalb einer von ihr gesetzten  
angemessenen Frist geeignete Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, um die Konformitat herzustellen. § 22 Absatz 2 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(4)  Ergreift  der  Dienstleistungserbringer  innerhalb  der  nach  Absatz  3  gesetzten  Frist  keine  geeigneten 
Korrekturmaßnahmen, so trifft die Marktuberwachungsbehörde die erforderlichen Maßnahmen, um die formale 
Nichtkonformitat abzustellen. Weist der Dienstleistungserbringer nach, dass die Konformitat der Dienstleistung 
hergestellt ist, so hebt die Marktuberwachungsbehörde die Anordnung auf. 

§ 31 Veröffentlichung von Informationen 

(1) Die Marktuberwachungsbehörde hat die Offentlichkeit in geeigneter Weise, zum Beispiel auf ihrer Webseite, 
uber  ihre  Existenz,  ihre  Zustandigkeiten,  die  Möglichkeiten  der  Kontaktaufnahme,  ihre  Arbeit  und  ihre 
Entscheidungen barrierefrei zu informieren. 

(2) Die Marktuberwachungsbehörde stellt einem Verbraucher auf Antrag die Informationen nach Absatz 1 in einer 
fur ihn wahrnehmbaren Form zur Verfugung. Falls erforderlich, erlautert die Marktuberwachungsbehörde dem 
Antragsteller  die  Informationen  in  einfacher  und  verstandlicher  Weise.  Ist  eine  solche  Erlauterung  fur  den 
Antragsteller  nicht  ausreichend,  soll  die  Marktuberwachungsbehörde  die  Informationen  in  Leichter  Sprache 
erlautern. 

Abschnitt 8 

Verwaltungsverfahren, Rechtsbehelfe, Schlichtung 

§  32 Rechte  von  Verbrauchern,  anerkannten  Verbanden  und  qualifizierten  Einrichtungen  im 
Verwaltungsverfahren 

(1)  Auf  Antrag  eines  Verbrauchers  hat  die  Marktuberwachungsbehörde  ein  Verfahren zur  Durchfuhrung  von  
Maßnahmen nach Abschnitt 6 oder Abschnitt 7 dieses Gesetzes gegen einen Wirtschaftsakteur einzuleiten, wenn 
der Verbraucher geltend macht, dass der Wirtschaftsakteur gegen eine Bestimmung dieses Gesetzes oder eine  
Bestimmung der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung verstößt und der Verbraucher daher das 
betreffende Produkt oder die betreffende Dienstleistung nicht oder nur in eingeschrankter Weise nutzen kann. Der 
Verbraucher hat das Recht, einen nach § 15 Absatz 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes anerkannten Verband 
oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagengesetzes in der  
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 2002 (BGBl. I S. 3422, 4346), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 26. November 2020 (BGBl. I S. 2568) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung zu 
beauftragen, in seinem Namen oder an seiner Stelle die Einleitung eines Verfahrens nach Satz 1 zu beantragen. 
Nach  dem  Eingang  eines  Antrags  nach  Satz  1  ist  dem  betreffenden  Wirtschaftsakteur  Gelegenheit  zur 
Stellungnahme zu geben. 

(2) Das Verfahren nach Absatz 1 Satz 1 gegen einen Wirtschaftsakteur ist auch einzuleiten, wenn ein nach § 15 
Absatz  3  des  Behindertengleichstellungsgesetzes  anerkannter  Verband  oder  eine  qualifizierte  Einrichtung  im 
Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagengesetzes dies unter den Voraussetzungen beantragt,  
dass der Wirtschaftsakteur gegen eine Bestimmung dieses Gesetzes oder eine Bestimmung der nach § 3 Absatz 2  
zu erlassenden Rechtsverordnung verstößt und der Verstoß den jeweiligen satzungsgemaßen Aufgabenbereich des 
Verbands oder der qualifizierten Einrichtung beruhrt. Der Verband oder die qualifizierte Einrichtung hat im Antrag 
darzulegen, dass sein satzungsgemaßer Aufgabenbereich beruhrt ist. Zur Geltendmachung des Rechts aus Satz 1 
bedarf es keiner eigenen Rechtsverletzung des Verbandes. 

(3) Die Marktuberwachungsbehörde entscheidet uber einen Antrag nach Absatz 1 oder Absatz 2 durch Bescheid. 



(4)  Menschen  mit  Hörbehinderungen  und  Menschen  mit  Sprachbehinderungen  haben  das  Recht,  im  Ver- 
waltungsverfahren  nach  Absatz  1  und  Absatz  2  in  Deutscher  Gebardensprache,  mit  lautsprachbegleitenden 
Gebarden  oder  uber  andere  geeignete  Kommunikationshilfen  zu  kommunizieren.  Die  Kosten  fur 
Kommunikationshilfen  sind  von  der  Marktuberwachungsbehörde  zu  tragen.  §  5  der  Kommunikationshilfen-
verordnung gilt entsprechend. 

(5) Die §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten fur das Verwaltungsverfahren nach dieser 
Vorschrift entsprechend. 

§ 33 Rechtsbehelfe 

(1) Der Verbraucher hat unter den Voraussetzungen des § 32 Absatz 1 Satz 1 das Recht, einen nach § 15 Absatz 3  
des Behindertengleichstellungsgesetzes anerkannten Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagengesetzes zu beauftragen, in seinem Namen oder an seiner 
Stelle Rechtsbehelfe nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung gegen den an ihn gerichteten Bescheid nach 
§ 32 Absatz 3 oder gegen dessen Unterlassen einzulegen. Die Vertretungsbefugnis nach Satz 1 gilt auch vor dem 
Oberverwaltungsgericht  und  dem  Bundesverwaltungsgericht.  Handelt  der  anerkannte  Verband  oder  die 
qualifizierte  Einrichtung  anstelle  des  Verbrauchers,  kann  der  anerkannte  Verband  oder  die  qualifizierte 
Einrichtung auch vor dem Oberverwaltungsgericht und dem Bundesverwaltungsgericht den Rechtsstreit  selbst  
fuhren. Vor dem Bundesverwaltungsgericht muss der anerkannte Verband oder die qualifizierte Einrichtung durch 
Personen mit der Befahigung zum Richteramt handeln. 

(2) Ein nach § 15 Absatz 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes anerkannter Verband oder eine qualifizierte 
Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagengesetzes kann, ohne in eigenen 
Rechten  verletzt  zu  sein,  Rechtsbehelfe  nach  Maßgabe  der  Verwaltungsgerichtsordnung  gegen  einen  an  ihn 
gerichteten Bescheid nach § 32 Absatz 3 oder gegen dessen Unterlassen einlegen, wenn er geltend macht, dass 
eine Bestimmung dieses Gesetzes oder der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung verletzt ist und  
dass  die  Verletzung  den  jeweiligen  satzungsgemaßen  Aufgabenbereich  des  anerkannten  Verbands  oder  der 
qualifizierten  Einrichtung  beruhrt.  Der  anerkannte  Verband  oder  die  qualifizierte  Einrichtung  kann  den 
Rechtsstreit auch vor dem Oberverwaltungsgericht und dem Bundesverwaltungsgericht selbst fuhren. Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend. 

§ 34 Schlichtung 

(1) Ein Verbraucher, der geltend macht, dass ein Wirtschaftsakteur gegen eine Bestimmung dieses Gesetzes oder  
der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung verstößt und er daher das betreffende Produkt oder die 
betreffende  Dienstleistung  nicht  oder  nur  in  eingeschrankter  Weise  nutzen  kann,  ist  berechtigt,  bei  der 
Schlichtungsstelle nach § 16 Absatz 1 des Behindertengleichstellungsgesetzes einen Antrag auf Einleitung eines  
Schlichtungsverfahrens zu stellen. Die Schlichtungsstelle zieht die Marktuberwachungsbehörde auf Antrag des 
Verbrauchers als Beteiligte im Schlichtungsverfahren hinzu. Sie ubermittelt zur Durchfuhrung des Schlichtungs-
verfahrens eine Abschrift des Schlichtungsantrags an den Wirtschaftsakteur und die Marktuberwachungsbehörde. 

(2)  Bei  der  Schlichtungsstelle  nach  Absatz  1  kann  erganzend  auch  ein  Antrag  auf  Einleitung  eines 
Schlichtungsverfahrens zur außergerichtlichen Beilegung einer  Streitigkeit  aus einem Verbrauchervertrag oder 
uber das Bestehen eines solchen Vertragsverhaltnisses gestellt werden. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend fur einen nach § 15 Absatz 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes anerkannten 
Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Unterlassungs-
klagengesetzes, der geltend macht, dass eine Bestimmung dieses Gesetzes oder eine Bestimmung der nach § 3  
Absatz  2  zu  erlassenden  Rechtsverordnung  verletzt  ist  und  die  Verletzung  den  jeweiligen  satzungsgemaßen 
Aufgabenbereich des Verbands oder der qualifizierten Einrichtung beruhrt. 

(4) Ein Verfahren nach § 32 Absatz 1 oder 2 ist bis zur Beendigung des Schlichtungsverfahrens auszusetzen. 

(5)  Im  Ubrigen  gilt  §  16  Absatz  4  bis  7  des  Behindertengleichstellungsgesetzes  und  die  Behinderten- 
gleichstellungsschlichtungsverordnung  vom  25.  November  2016  (BGBl.  I  S.  2659),  die  durch  Artikel  2  der 
Verordnung vom 21. Mai 2019 (BGBl. I S. 738) geandert worden ist. 



Abschnitt 9 

Auskunftspflichten der Wirtschaftsakteure 

§ 35 Auskunftspflichten der Wirtschaftsakteure 

Die Wirtschaftsakteure sind verpflichtet, der Marktuberwachungsbehörde auf deren begrundetes Ver-langen die 
Auskunfte zu erteilen, die fur die Erfullung der Aufgaben der Marktuberwachungsbehörden nach diesem Gesetz 
erforderlich  sind.  Ein  nach  diesem Gesetz  zur  Auskunft  Verpflichteter  kann die  Auskunft  auf  solche  Fragen 
verweigern,  deren  Beantwortung  ihn  selbst  oder  einen  der  in  §  383  Absatz  1  Nummer  1  bis  3  der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz uber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wurde. Er ist uber sein Recht zur Auskunftsverweigerung 
zu belehren. 

Abschnitt 10 

Berichterstattung, Bußgeldvorschriften und Übergangsbestimmungen 

§ 36 Berichterstattung an die Europaische Kommission 

Zur Vorbereitung der Berichterstattung an die Euro- paische Kommission teilen die Lander auf Anfor-derung des 
Bundesministeriums  fur  Arbeit  und  Soziales  oder  einer  von  diesem  Ministerium  benannten  und  in  dessen 
Geschaftsbereich liegenden Behörde den Vorgaben entsprechend innerhalb der gesetzten Frist, diesem oder der 
vorgenannten Behörde alle notwendigen Informationen nach Artikel 33 Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2019/882 mit, insbesondere Angaben zu Fortschritten bei der Barrierefreiheit von Produkten und 
Dienstleistungen  sowie  zu  Auswirkungen  dieses  Gesetzes  auf  Wirtschaftsakteure  und  auf  Menschen  mit 
Behinderungen. Die Lander stellen diese Informationen auf elektronischem Wege zur Verfugung. 

§ 37 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig 

1. entgegen § 6 Absatz 1 Nummer 1 oder § 9 Absatz 1, jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach §  
3 Absatz 2, ein Produkt in den Verkehr bringt, 

2. entgegen § 6 Absatz 4 Satz 3, auch in Verbindung mit § 11 Absatz 4, entgegen § 11 Absatz 2 Satz 2 oder § 14 
Absatz 4 Satz 2, jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 3 Absatz 2, eine Information nicht,  
nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig gibt, 

3. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 3 Absatz  2,  nicht  dafur sorgt,  dass ein Produkt  eine dort  genannte Nummer oder ein dort  genanntes 
Kennzeichen tragt, 

4. entgegen § 7 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder § 10 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Satz  2,  eine  Angabe  nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollstandig,  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  oder  nicht 
rechtzeitig macht, 

5. entgegen § 7 Absatz 3 oder § 10 Absatz 2, jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 3 Absatz 2, 
nicht  sicherstellt,  dass  einem  Produkt  eine  Gebrauchsanleitung  und  dort  genannte  Sicherheitsinformationen 
beigefugt sind, 

6. entgegen § 7 Absatz 5 Satz 1, § 13 Absatz 1 oder § 14 Absatz 5 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht  
vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erteilt  oder eine Unterlage nicht, nicht  
richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig aushandigt, 

7. entgegen § 11 Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 3  
Absatz 2 ein Produkt auf dem Markt bereitstellt, 

8. entgegen § 14 Absatz 1 in Verbindung mit  einer  Rechtsverordnung nach § 3 Absatz 2 eine Dienstleistung 
anbietet oder erbringt, 

9. entgegen § 19 Absatz 1 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 3 Absatz 2 ein Produkt mit einer CE-
Kennzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig  
versieht oder 

10. entgegen § 19 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 30 Absatz 5 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des  
Europaischen  Parlaments  und des  Rates  vom 9.  Juli  2008 uber  die  Vorschriften  fur  die  Akkreditierung  und 



Marktuberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 30) eine Kennzeichnung, ein Zeichen oder eine  
Aufschrift auf einem Produkt anbringt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1, 7, 8, 9 und 10 mit einer Geldbuße bis  
zu hunderttausend Euro und in den ubrigen Fallen mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 

§ 38 Übergangsbestimmungen 

(1) Unbeschadet von Absatz 2 können Dienstleis- tungserbringer bis zum 27. Juni 2030 ihre Dienstleistungen 
weiterhin unter Einsatz von Produkten erbringen, die von ihnen bereits vor dem 28. Juni 2025 zur Erbringung 
dieser  oder  ahnlicher  Dienstleistungen  rechtmaßig  eingesetzt  wurden.  Vor  dem  28.  Juni  2025  geschlossene 
Vertrage uber Dienstleistungen durfen bis zu dem Ablauf der Zeit, fur die sie eingegangen sind, allerdings nicht 
langer als bis zum 27. Juni 2030 unverandert fortbestehen. 

(2) Selbstbedienungsterminals, die von den Dienstleistungserbringern vor dem 28. Juni 2025 zur Er- bringung von 
Dienstleistungen unter Einhaltung der geltenden gesetzlichen Regelungen eingesetzt werden, durfen bis zum Ende 
ihrer wirtschaftlichen Nutzungsdauer, aber nicht langer als funfzehn Jahre nach ihrer Ingebrauchnahme, weiter zur 
Erbringung vergleichbarer Dienstleistungen eingesetzt werden. 

Anlage 1 (zu § 28)

Überwachung von Dienstleistungen 

1. Uberwachungsmethode 

Die folgende Uberwachungsmethode fugt den durch die nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung 
festgelegten Anforderungen weder neue Anforderungen hinzu noch ersetzt sie diese oder geht ihnen vor. Die 
Methode ist unabhangig von bestimmten Prufungen, Bewertungsinstrumenten fur die Barrierefreiheit, Betriebs-
systemen, Web-Browsern oder spezifischen unterstutzenden Technologien. Damit ist die Uberwachungsmethode 
technologieneutral anzuwenden und dient der Uberprufung der Wahrnehmbarkeit, Bedienbarkeit, Verstandlichkeit 
und Robustheit der zu prufenden Dienstleistungen. 

a)   Es  werden  in  der  Stichprobe  alle  Verfahrensschritte  mindestens  in  der  Standardreihenfolge  eines 
ublichen  Nutzers  fur  die  Erbringung der  Dienstleistung uberpruft.  Medienbruche durch nicht  digitale 
Schritte sind zu vermeiden. 

b)  Es werden mindestens die Interaktion mit Formularen sowie Steuerelementen und Dialogfeldern der 
Benutzeroberflache,  die  Bestatigungen  fur  die  Dateneingabe,  die  Fehlermeldungen  und  sonstigen 
Ruckmeldungen, die sich aus der Interaktion mit dem Nutzer ergeben, sowie das Verhalten der Webseite  
oder  mobilen  Anwendung  beim  Einsatz  unterschiedlicher  Software  oder  Hilfstechnologien  bei 
unterschiedlichen  Einstellungen  oder  Voreinstellungen  bewertet.  Gleichfalls  werden  Elemente  wie 
Dokumente oder notwendige externe Interaktionsschritte, die sich auf Objekte außerhalb der Benutzer-
oberflache beziehen uberpruft, wenn diese fur einen erfolgreichen Abschluss der Interaktion notwendig 
sind. 

c)   Es  können  gegebenenfalls  Prufungen  der  Benutzerfreundlichkeit  umfasst  sein,  zum  Beispiel  die 
Beobachtung und Analyse, wie Nutzer mit Behinderungen oder mit funktionellen Einschrankungen die 
Inhalte  der  Webseite  oder  mobilen  Anwendung  beim  Einsatz  unterschiedlicher  Software  oder 
Hilfstechnologien wahrnehmen, verstehen und wie schwierig die Bedienung bestimmter Elemente der 
Benutzeroberflache wie Navigationsmenus oder Formulare fur sie ist. 

2. Stichproben 

a)  Fur die Zwecke dieser Nummer bedeutet „Seite“ eine Webseite oder einen Bildschirm in einer mobilen 
Anwendung. 

b)  Es werden die folgenden Seiten und Dokumente, falls vorhanden, gepruft: 

aa) Startseite (Home), Anmeldung (Login), Site-Ubersicht (Sitemap), Kontakt, Hilfe-
seiten und Hilfefunktionen und Seiten mit rechtlichen Informationen; 

bb) mindestens eine relevante Seite fur jede Art von Dienst, der von der Webseite oder 
mobilen Anwendung bereitgestellt wird und der nicht bereits durch Doppelbuchstabe aa 
erfasst wird, und fur jeden anderen Hauptzweck, einschließlich der Suchfunktion, der 



nicht durch Doppelbuchstabe aa erfasst wird; 

cc) die Seiten mit der Information oder den Angaben zur Barrierefreiheit nach § 14 Ab-
satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Anlage 3; 

dd) beispielhaft ausgewahlte Seiten mit einem deutlich anderen Erscheinungsbild oder 
anderen Arten von Inhalten; 

ee) mindestens ein relevantes abrufbares Dokument, falls vorhanden, fur jede Art von 
Dienst, der von der Webseite oder mobilen Anwendung bereitgestellt wird, und fur jeden 
anderen Hauptzweck; 

ff) andere von der Marktuberwachungsbehörde als relevant betrachtete Seiten; 

gg) nach dem Zufallsprinzip weitere ausgewahlte Seiten und Dokumente, falls vor-
handen, im Umfang von mindestens 10 Prozent der unter den Doppelbuchstaben aa bis 
ff festgelegten Stichprobe. 

c) Beinhaltet eine der Seiten in der gemaß Buchstabe b ausgewahlten Stichprobe einen Schritt in einem 
Verfahren, so werden alle Verfahrensschritte gemaß Nummer 1 Buchstabe a gepruft. 

Anlage 2 

(zu den §§ 6, 9, 18 und 19) 

Konformitatsbewertungsverfahren fur Produkte 

Bei  dem Konformitatsbewertungsverfahren handelt  es  sich um eine interne  Fertigungskontrolle,  mit  dem der 
Hersteller die in den Nummern 1, 2 und 3 dieser Anlage genannten Verpflichtungen erfullt sowie gewahrleistet  
und auf eigene Verantwortung erklart, dass die betreffenden Produkte den einschlagigen Anforderungen dieses  
Gesetzes genugen. 

1. Technische Dokumentation 

Der Hersteller erstellt die technische Dokumentation. Anhand der technischen Dokumentation muss es 
möglich sein, die Ubereinstimmung des Produkts mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 
Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung zu bewerten und, wenn sich der Hersteller auf § 16 oder § 17 
gestutzt hat, nachzuweisen, dass die Einhaltung dieser Barrierefreiheitsanforderungen eine grundlegende 
Veranderung  oder  eine  unverhaltnismaßige  Belastung  bedeuten  wurden.  In  der  technischen 
Dokumentation sind nur die geltenden Anforderungen aufzufuhren und die Gestaltung, die Herstellung 
und der Betrieb des Produkts zu erfassen, soweit sie fur die Bewertung von Belang sind. 

2. Die technische Dokumentation enthalt gegebenenfalls zumindest folgende Elemente: 

a) eine allgemeine Beschreibung des Produkts; 

b)  eine  Aufstellung,  welche  harmonisierten  Normen  und  technischen  Spezifikationen,  deren 
Fundstellen  im Amtsblatt  der  Europaischen Union veröffentlicht  wurden,  vollstandig  oder in 
Teilen angewandt worden sind,  und eine Beschreibung,  mit  welchen Lösungen den Barriere-
freiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung in den Punkten 
entsprochen  wurde,  in  denen  diese  harmonisierten  Normen  oder  technischen  Spezifikationen 
nicht angewandt wurden; bei teilweise angewendeten harmonisierten Normen oder technischen 
Spezifikationen  werden  die  Teile,  die  angewandt  wurden,  in  der  technischen  Dokumentation 
angegeben. 

3. Herstellung 

Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungsprozess und seine Uberwachung 
die  Ubereinstimmung  der  Produkte  mit  der  in  Nummer  2  dieser  Anlage  genannten  technischen 
Dokumentation und mit den Barrierefreiheitsanforderungen dieses Gesetzes gewahrleisten. 

4. CE-Kennzeichnung und EU-Konformitatserklarung 

a) Der Hersteller bringt an jedem einzelnen Produkt, das den geltenden Anforderungen dieses Gesetzes 
genugt, die in diesem Gesetz genannte CE-Kennzeichnung an. 

b)  Der  Hersteller  stellt  fur  ein  Produktmuster  eine  schriftliche  oder  elektronische  EU-Konfor-
mitatserklarung  aus.  Aus  der  EU-Konformitatserklarung  muss  hervorgehen,  fur  welches  Produkt  sie  



ausgestellt wurde. 

Ein Exemplar der EU-Konformitatserklarung wird den zustandigen Behörden auf Verlangen zur 
Verfugung gestellt. 

5. Bevollmachtigter 

Die in Nummer 4 genannten Verpflichtungen des Herstellers können von seinem Bevollmachtigten in 
seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfullt werden, falls sie im Auftrag festgelegt sind. 

Anlage 3 

(zu den §§ 14 und 28) 

Informationen uber Dienstleistungen, die den Barrierefreiheitsanforderungen entsprechen 

1. Der  Dienstleistungserbringer  gibt  zu  seiner  Dienstleistung  im  Sinne  des  §  1  Absatz  3  in  seinen 
Allgemeinen  Geschaftsbedingungen  oder  auf  andere  deutlich  wahrnehmbare  Weise  an,  wie  sie  die 
Barrierefreiheitsanforderungen  der  nach  §  3  Absatz  2  zu  erlassenden  Rechtsverordnung  erfullt.  Die 
entsprechenden Informationen umfassen eine Beschreibung der geltenden Anforderungen und decken, 
soweit fur die Bewertung von Belang, die Gestaltung und die Durchfuhrung der Dienstleistung ab. Neben 
den  Anforderungen  an  die  Verbraucherinformation  nach  Artikel  246  des  Einfuhrungsgesetzes  zum 
Burgerlichen Gesetzbuch enthalten die Informationen, soweit anwendbar, jedenfalls folgende Elemente: 

a) eine allgemeine Beschreibung der Dienstleistung in einem barrierefreien Format; 

b)  Beschreibungen und Erlauterungen, die zum Verstandnis der Durchfuhrung der Dienstleistung 
erforderlich sind; 

c)   eine Beschreibung, wie die Dienstleistung die einschlagigen in der nach § 3 Absatz 2 zu 
erlassenden Rechtsverordnung aufgefuhrten Barrierefreiheitsanforderungen erfullt; 

d)  die Angabe der zustandigen Marktuberwachungsbehörde. 

2. Um  den  Anforderungen  gemaß  Nummer  1  dieser  Anlage  zu  entsprechen,  kann der  Dienstleistungs-
erbringer die harmonisierten Normen und technischen Spezifikationen, deren Fundstellen im Amtsblatt 
der Europaischen Union veröffentlicht wurden, vollstandig oder in Teilen anwenden. 

Anlage 4 

(zu den §§ 17, 21 und 28) 

Kriterien fur die Beurteilung der unverhaltnismaßigen Belastung 

Kriterien fur die Beurteilung und fur die Dokumentation der Beurteilung sind: 

1. Verhaltnis der Nettokosten, die mit der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen verbunden sind, zu den 
Gesamtkosten  (Betriebs-  und  Investitionsausgaben)  fur  die  Herstellung,  den  Vertrieb  oder  die  Einfuhr  des 
Produkts oder die Erbringung der Dienstleistung fur die Wirtschaftsakteure; 

Kriterien fur die Beurteilung der mit der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen verbundenen Nettokosten: 

a) Kriterien in Bezug auf einmalige Organisationskosten, die in die Beurteilung einzubeziehen sind: 

aa) Kosten fur zusatzliches Personal mit Fachkenntnissen im Bereich Barrierefreiheit; 

bb)  Kosten  im  Zusammenhang  mit  der  Ausbildung  von  Personal  und  dem  Erwerb  von  
Kompetenzen im Bereich Barrierefreiheit; 

cc)  Kosten  fur  die  Entwicklung eines  neuen Prozesses  zur  Einbeziehung der  Barrierefreiheit  in  die  
Produktentwicklung oder die Erbringung von Dienstleistungen; 

dd) Kosten im Zusammenhang mit der Entwicklung von Leitfaden zur Barrierefreiheit; 

ee) einmalige Kosten, um sich mit der Rechtslage zur Barrierefreiheit vertraut zu machen; 

b) Kriterien in Bezug auf laufende Kosten fur Produktion und Entwicklung, die in die Beurteilung einzubeziehen 
sind: 

aa) Kosten im Zusammenhang mit der Planung und Auslegung von Barrierefreiheitsfunktionen des 



Produkts oder der Dienstleistung; 

bb) Kosten im Zusammenhang der Produktionsprozesse; 

cc)  Kosten  im  Zusammenhang  mit  der  Prufung  des  Produkts  oder  der  Dienstleistung  unter  dem  
Aspekt der Barrierefreiheit; 

dd) Kosten im Zusammenhang mit der Erstellung der Dokumentation. 

2.  Die  geschatzten  Kosten  und  Vorteile  fur  die  Wirtschaftsakteure,  einschließlich  Produktionsprozessen  und 
Investitionen, im Verhaltnis zu dem geschatzten Nutzen fur Menschen mit Behinderungen, wobei die Anzahl der 
Nutzungen  und  die  Nutzungshaufigkeit  des  betreffenden  Produkts  oder  der  betreffenden  Dienstleistung  zu 
berucksichtigen sind. 

3. Verhaltnis der Nettokosten, die mit der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen verbunden sind, zum 
Nettoumsatz  des  Wirtschaftsakteurs.  Kriterien  zur  Beurteilung  der  mit  der  Einhaltung  der  Barrierefreiheits-
anforderungen verbundenen Nettokosten: 

a) Kriterien in Bezug auf einmalige Organisationskosten, die in die Beurteilung einzubeziehen sind: 

aa) Kosten fur zusatzliches Personal mit Fachkenntnissen im Bereich Barrierefreiheit; 

bb)  Kosten  im  Zusammenhang  mit  der  Ausbildung  von  Personal  und  dem  Erwerb  von  
Kompetenzen im Bereich Barrierefreiheit; 

cc)  Kosten  fur  die  Entwicklung eines  neuen Prozesses  zur  Einbeziehung der  Barrierefreiheit  in  die  
Produktentwicklung oder die Erbringung von Dienstleistungen; 

dd) Kosten im Zusammenhang mit der Entwicklung von Leitfaden zur Barrierefreiheit; 

ee) einmalige Kosten, um sich mit der Rechtslage zur Barrierefreiheit vertraut zu machen; 

b) Kriterien in Bezug auf laufende Kosten fur Produktion und Entwicklung, die in die Beurteilung einzubeziehen 
sind: 

aa)  Kosten  im Zusammenhang mit  der  Planung und  Auslegung von Barrierefreiheitsfunktionen des  
Produkts oder der Dienstleistung; 

bb) Kosten im Zusammenhang der Produktionsprozesse; 

cc)  Kosten  im  Zusammenhang  mit  der  Prufung  des  Produkts  oder  der  Dienstleistung  unter  dem  
Aspekt der Barrierefreiheit; 

dd) Kosten im Zusammenhang mit der Erstellung der Dokumentation. 

...

Artikel 3 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Satze 2 bis 4 am 28. Juni 2025 in Kraft. Artikel 2b Nummer 1 Buchstabe a  
und Nummer 3 bis 6, Artikel 2c Nummer 3 bis 5 und Artikel 2d treten am 1. Januar 2022 in Kraft. Artikel 2b 
Nummer 1 Buchstabe b und c und Nummer 7 und 8, Artikel 2c Nummer 1 und 2, Artikel 2f und 2g treten am 1.  
April 2022 in Kraft. Artikel 1 § 3 Absatz 2 und 3 Satz 2 und 3, § 13 Absatz 3 und § 17 Absatz 6 sowie die Artikel 
2, 2a, 2b Nummer 2 und Artikel 2e treten am Tag nach der Verkundung in Kraft. 

Die verfassungsmaßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetzblatt zu verkunden. 

Berlin, den 16. Juli 2021 

Der Bundesprasident Steinmeier 

Die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 

Der Bundesminister fur Arbeit und Soziales Hubertus Heil 


